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EUROPÄISCHES PARLAMENT 

DER PRÄSIDENT Straßburg, den 26. Januar 1968 


Herrn 

D. Dr. Eugen Gerstenmaier 
Präsident des Deutschen Bundestages 

Sehr geehrter Herr Präsident! 


Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung vom 23. Januar 
1968 auf der Grundlage eines Berichts seines Politischen Aus- 
schusses eine 


Entschließung über die Beschlüsse des Rats der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 29. Dezember 1967 betref- 
fend die Beitrittsanträge des Vereinigten Königreichs und 
weiterer europäischer Länder 


angenommen und beschlossen, den Wortlaut der Entschließung 
auch den Parlamenten der Mitgliedstaaten zur Kenntnis zu 
bringen. 

Ich beehre mich. Ihnen anliegend einen Auszug aus dem Proto- 
koll dieser Sitzung mit der Entschließung des Parlaments zu 
übermitteln. 

Gemäß Artikel 17 Ziffer 4 der Geschäftsordnung des Parlaments 
wird das Sitzungsprotokoll im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften veröffentlicht werden. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


Alain Poher 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Entschließung 

über die Beschlüsse des Rats der Europäischen Gemeinschaften 
vom 19. Dezember 1967 betreffend die Beitrittsanträge des Ver- 
einigten Königsreichs und weiterer europäischer Länder 


Das Europäische Parlament, 

— in Kenntnis der vom Rat der Europäischen Gemeinschaften am 19. Dezember 
1967 gefaßten Beschlüsse betreffend die Beitrittsanträge Großbritanniens, 
Irlands, Dänemarks und Norwegens, 

— in Kenntnis des Berichtes des Politischen Ausschusses und insbesondere 
seiner Mitteilung vom 12. Dezember 1967; 

1. bedauert, daß es wegen der Haltung, die die Regierung eines Mitglied- 
staats im Gegensatz zu der einmütigen Stellungnahme der Kommission einge- 
nommen hat, nicht möglich war, wenigstens Verhandlungen aufzunehmen, in 
denen man hätte feststellen können, ob die Voraussetzungen für die Annahme 
oder Ablehnung der Beitrittsanträge oder für eine Einigung über andere Formen 
der Beteiligung an den Gemeinschaften gegeoen sind, um so mehr als keiner der 
Mitgliedstaaten grundsätzliche Einwände gegen die Erweiterung der Gemein- 
schaften erhoben hat; 

— aufgrund folgender Erwägungen: 

a) Die Europäischen Gemeinschaften stehen dem Sinn und dem ausdrücklichen 
Wortlaut der Verträge von Paris und Rom zufolge allen demokratischen 
Staaten Europas, die die erforderlichen Voraussetzungen erfüllen, offen. 

b) Wenn die Europäischen Gemeinschaften nicht erweitert werden, würden die 
sechs Länder und die übrigen demokratischen Länder Europas zur wirtschaft- 
lichen und politischen Unterlegenheit gegenüber der UdSSR und den Ver- 
einigten Staaten verurteilt und dadurch die Gesamtinteressen Europas und 
der Welt ernsthaft beeinträchtigt. 

c) Die Völker der Europäischen Gemeinschaften wünschen einmütig eine Stär- 
kung der Gemeinschaft als Garantie für den Frieden und den Fortschritt der 
Völker in Freiheit und als Voraussetzung für eine aktive und fruchtbare Mit- 
wirkung Europas an der Weltpolitik ■ — 

2. äußert erneut den dringenden Wunsch, daß das normale Funktionieren 
der Gemeinschaften gewährleistet wird und so die bereits vollbrachten Leistungen 
sowie die Etappen zu einer vollständigen Wirtschaftsunion gesichert werden; 

3. fordert den Rat und die Kommission auf, gemäß dem Beschluß, die ge- 
nannten Beitrittsanträge auf der Tagesordnung zu belassen, ihre Bemühungen 
um die Überwindung der derzeitigen Uneinigkeit zwischen den Regierungen der 
Mitgliedstaaten unermüdlich fortzusetzen; 

4. fordert die Regierungen der Mitgliedsländer auf, die von Großbritannien, 
Irland, Dänemark und Norwegen bekundete Bereitschaft zur Aufnahme gemein- 
schaftlicher Beziehungen mit den Sechs zu nutzen, um neue Formen europäischer 
Gemeinschaften mit Befugnissen im technischen, wissenschaftlichen, militärischen 
und politischen Bereich ins Leben zu rufen, damit im gegebenen Zeitpunkt die 
Bildung der Vereinigten Staaten von Europa erleichtert wird, welche die Völker 
herbeiwünschen und die das erhabene Ziel der großen Männer darstellen, die 
den Abschluß der Verträge von Paris und Rom erwirkt haben; 


2 


5. äußert den Wunsch, daß die Staats- bzw. Regierungschefs der Gemein- 
schaften gemäß der bei ihrem Treffen vom 29. und 30. Mai 1967 in Rom ein- 
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gegangenen Verpflichtung erneut zusammentreten, um die bestehenden Mei- 
nungsverschiedenheiten auszuräumen und die gemeinsame Politik den in den 
Verträgen von Paris und Rom angegebenen Zielen näherzubringen; 

6. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften zu übermitteln und sie den Regierungen 
der Mitgliedstaaten zur Kenntnis zu bringen. 


3 



